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Fall „Helfen oder nicht helfen?“ (BGHSt. 14, 213 ff.): Kraftfahrer A verursachte nach Einbruch der Dunkelheit einen Verkehrsunfall, indem er mit seinem Wagen beim Überholen eines anderen Fahrzeugs einen am linken Fahrbahnrand gehenden Fußgänger F anfuhr, der durch den Anprall nach links auf den Acker geschleudert wurde. A stieg aus,  fand den bewusstlosen Schwerverletzten, fuhr aber alsbald weiter: unwiderlegt, um telefonisch Hilfe zu holen. Er kam nach 450 m an einer erleuchteten Tankstelle vorbei,  fuhr aber vorüber und in die noch 180 m weiter liegende Einfahrt einer beleuchteten Papierfabrik. Dort machte er indes keinen Versuch zu telefonieren, sondern beseitigte nur die Glassplitter von seinem Scheinwerfer, wendete dann auf dem Fabrikgelände und fuhr wieder zur Unfallstelle zurück. Hier bemühte er sich mit anderen Personen, die inzwischen eingetroffen waren, um den Verletzten. Der herbeigerufene Krankenwagen brachte den Verunglückten ins Krankenhaus. Der eingetroffenen Polizei gegenüber gab sich A als Unfallzeuge aus. F starb am nächsten Tag. Strafbarkeit des A? Etwaig erforderliche Strafanträge sind gestellt.

1. HA: Der Unfall

I. § 222 StGB (+)

II. § 229 StGB (+), wird von § 222 StGB aber gesetzes-konkurrierend (Subsidiarität!) verdrängt.

2. HA: Das Wegfahren

I. §§ 212 I, 13 StGB

1. Objektiver Tatbestand:

- Erfolgseintritt: Tod des F (+)


- durch Unterlassen einer rechtlich gebotenen Handlung (+)


- physisch-reale Möglichkeit der sofortigen Hilfeleistung (+)


- hypothetische Kausalität: zweifelhaft, da sich aus dem Sachverhalt nicht ergibt, dass F mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gerettet worden wäre, eine bloße Risikoverringerung genügt nach h.M. nicht: arg.: ansonsten Verstoß gegen in dubio pro reo; arg.: ansonsten würde man aus Erfolgsdelikten Gefährdungsdelikte machen! → (-)

- Garantenstellung: Ingerenz (+)  

2. Subjektiver Tatbestand: Tötungsvorsatz nicht nachweisbar (-)

II. § 323 c StGB

1. Objektiver Tatbestand


- Unglücksfall: (+), da durch den Unfall die erhebliche Gefahr des Todes bestand.


- Erforderlichkeit der Hilfeleistung:


- Täter muss eine geeignete Hilfe erbringen: hier Arzt rufen (+)

- Hilfe muss notwendig sein, d.h. keine anderweitige Hilfe und Hilfeleistung darf nicht von vornherein offensichtlich nutzlos sein(allerdings genügt allein der spätere Tod durch die Verletzung nicht!): zunächst keine anderen Helfer vor Ort (+)



- die Hilfe muss dem Täter möglich sein, hier (+)


- „nicht Hilfe leistet“: 


- Rspr.: vollendet, wenn der Täter die von ihm erkannte Hilfsmöglichkeit verstreichen lässt (BGHSt. 14, 213 ff. und BGHSt. 21, 50 (55)) → „sofortige Hilfe“ notwendig

- Lit.: Täter soll „kleines Zeitfenster“ haben, daher erst vollendet, wenn schließlich geleistete Hilfe nicht mehr „rechtzeitig“ war (Geppert, Jura 2005, 39 (46) und SK-StGB/Rudolphi, § 323 c Rn. 17). 


- Von hier aus zum Fall:


- das Wegfahren erfolgte unwiderlegbar noch in Hilfeleistungsabsicht = noch kein § 323 c StGB!


- Verstreichenlassen der Telefoniermöglichkeiten an der Tankstelle und an der Fabrik nach der Rspr. (+), nach Literaturansicht zweifelhaft.

- (tatbestandsausscließende) Unzumutbarkeit wegen der Gefahr eigener Strafverfolgung wegen § 222 StGB? (-), da diese Strafbarkeit die Herbeiführung des Unglücksfalls selbst betrifft (BGHSt. 11, 353 und BGH, GA 1956, 120), zudem: anonymer Anruf beim Notarzt wäre möglich gewesen.

2. Subjektiver Tatbestand: Vorsatz (+), da A die Situation kannte und dennoch untätig blieb.

3. Rechtswidrigkeit (+)

4. Schuld: allenfalls § 17 StGB über Hilfepflicht, der aber vermeidbar war.

5. Strafbefreiender Rücktritt dadurch, dass sich A schließlich doch um den Verletzten kümmerte?


- h.M.: von einem vollendeten Delikt gibt es keinen Rücktritt, eine tätige Reue sieht das Gesetz bei § 323 c StGB nicht vor.


- MM (Geppert, Jura 2005, 39 (46)): analoge Anwendung der §§ 83 a, 306 e und 320 StGB (tätige Reue), da A dann Hilfe geleistet hat.

6. Ergebnis: Nach der Rechtsprechung hat sich A nach § 323 c StGB strafbar gemacht, nach der Literatur entfällt die Strafbarkeit entweder mangels einer vollendeten Hilfeleistung (Vorteil: keine Notwendigkeit einer analogen Anwendung tätiger Reue) oder wegen tätiger Reue.

III. § 142 I StGB

1. Objektiver Tatbestand


- Nr. 1: (-), weil keine feststellungsbereiten Personen vor Ort waren.


- Nr. 2: nicht genügend gewartet (+)

2. Subjektiver Tatbestand: Vorsatz (+)

3. Rechtswidrigkeit: 


- 1. M. (Wessels/Beulke, AT, 37. Aufl. 2006, Rn. 322 und Fischer, 55. Aufl. 2007, § 34 Rn. 7): § 34 StGB: A wollte Hilfe leisten, Leben überwiegt Feststellungsinteresse → (-)

- 2. M. (Schroth, JuS 1992, 476 (478) und Mitsch, Rechtfertigung und Opferverhalten (2004), S. 413 ff.): mutmaßliche Einwilligung, da bei Rechtsgütern der gleichen Person § 34 StGB nicht anwendbar sei) → (-)

4. Ergebnis: A hat sich nicht nach § 142 I StGB strafbar gemacht.

IV. § 142 II Nr. 2 StGB (keine unverzügliche Nachholung der Feststellungen bei gerechtfertigtem Weggehen)(+)
